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// Resolution // 

verabschiedet von den Vertrauensleuten  

der GEW Rheinland-Pfalz auf dem  

GEW-Vertrauensleute-Tag  

am 18. November 2015 

im Schloss Waldthausen in Budenheim 

 

Zur aktuellen Situation in Europa 

Die Vertrauensleute der GEW Rheinland-Pfalz trauern gemeinsam mit 

den Angehörigen aller Opfer der Kriege und Terroranschläge der 

jüngsten Zeit. Diese sind auf das Schärfste zu verurteilen. Sie sind 

unmenschlich und sie schüren Angst. 

Die Attentate dürfen kein Anlass für  Ängste und Vorurteile gegen 

Flüchtlinge sein. Denn vor genau diesem unvorstellbaren Terror sind 

diese Menschen geflohen und suchen Schutz vor Krieg und Gewalt. 

Wir haben die gesamtgesellschaftliche Pflicht, diesen Menschen 

Unterkunft und eine Perspektive für ein sicheres Leben zu bieten. 

Die Vertrauensleute der GEW-Rheinland-Pfalz stehen für eine 

humane und menschenfreundliche Flüchtlingspolitik.  

Sie wenden sich gegen jegliche Form rassistischer und 

fremdenfeindlicher Hetze und Meinungsmache.  
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Sie stehen uneingeschränkt hinter dem Gedanken der 

Völkerverständigung und dem Gedanken der Solidarität.  

Die Kolleginnen und Kollegen an den rheinland-pfälzischen 

Bildungseinrichtungen sind sich darüber bewusst, dass eine 

gelingende Integration von Flüchtlingskindern und Jugendlichen eine 

große Herausforderung ist. Sie stellen sich dieser Aufgabe.  

Jedoch kann dies nur bewältigt werden, wenn die 

Rahmenbedingungen stimmen. Schnelle und unbürokratische 

Maßnahmen sind unabdingbar. Die Bildungseinrichtungen brauchen 

hierfür die notwendigen räumlichen und materiellen Ressourcen und 

gut qualifizierte Lehrkräfte und Fachkräfte. 

Die Politiker des Landes werden aufgefordert, die dazu benötigten 

Finanzmittel bereit zu stellen.  

Die Vertrauensleute unterstützen ausdrücklich die vom 

Landesvorstand verabschiedete Resolution zur Flüchtlingspolitik. 

 


